
   

editorial 

Seit Wochen versuchen Flüchtlinge aus dem arabi-

schen Raum die polnische Grenze von weißrussi-

schem Gebiet aus gewaltsam zu überwinden; es ist 

offensichtlich, daß sie dabei logistisch von weißrussi-

schen Hilfstrupps unterstützt werden. Die Politik des 

Machthabers in Minsk, die EU zur Aufgabe der 

Sanktionen gegen sein Land zu bewegen, ist damit in 

eine neue Phase eingetreten, diese birgt aber erhebli-

ches Konfliktpotential, da die Fronten wahrlich ver-

härtet sind. 

Wenn Lukaschenko den Gashahn abdreht, könnten in 

manchen Regionen der Union die Lichter ausgehen, 

daher könnte die Verhängung der EU-Sanktionen 

gegen Rußland und Weißrußland zum Rohrkrepierer 

werden. Mit Blockaden, Sanktionen oder wie immer 

diese Boykottmaßnahmen bezeichnet werden, trifft 

man in erster Reihe die einfache Bevölkerung im 

Sanktionsgebiet und jene könnten auf Sicht die eige-

ne Wirtschaft schädigen: Ultima Ratio sind nur Ver-

handlungen auf gleicher Augenhöhe.  

Vadim Derksen   Herbert Karl 
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      VAdM – Kurier 

   28. Ausgabe: November 2021 

Vertriebene, Aussiedler und deutsche Minderheiten in der AfD — VAdM e.V. 

Herzlich willkommen zur 

28. Ausgabe unseres  

„VAdM-Kuriers“  

im November 2021 

 
Markt und Straßen stehn verlassen 
Markt und Straßen stehn verlassen, 

Still erleuchtet jedes Haus, 
Sinnend geh’ ich durch die Gassen, 

Alles sieht so festlich aus. 
An den Fenstern haben Frauen 

Buntes Spielzeug fromm geschmückt, 
Tausend Kindlein stehn und schauen, 

Sind so wunderstill beglückt. 
Und ich wandre aus den Mauern 

Bis hinaus in’s freie Feld, 
Hehres Glänzen, heil’ges Schauern! 

Wie so weit und still die Welt! 
Sterne hoch die Kreise schlingen, 

Aus des Schnees Einsamkeit 
Steigt’s wie wunderbares Singen – 

O du gnadenreiche Zeit! 
(Joseph von Eichendorff) 

Erste Dreierkoali�on in der BR Deutschland 

 

Nach der Wahl zum Deutschen Bundestag zeichnete sich für Beobachter der 

deutschen Poli�k sehr schnell ab, daß nur eine Koali�on aus SPD, Bündnis‘90/

Die Grüne und FDP eine Kanzlermehrheit stemmen könnte. 

 

Die schnelle Einigung auf einen Koali�onsvertrag ist weniger der Pandemie ge-

schuldet, als der Tatsache, daß alle Beteiligten den S�llstand der Ära Merkel, die 

alles andere als von einer vorausschauender und nachhal�ger Poli�k geprägt 

war, die die auDretenden Probleme mit einem Herumdoktern an den Sympto-

men, nicht aber mit der Bekämpfung deren Ursachen anging, überwinden wol-

len. Dazu kam, daß alle drei Koali�onäre sich endlich am Ziel ihrer Wünsche, des 

Regierens sehen. 

 

Bewußt wurden bereits im Wahlkampf, der mehr ein Wahl-Krampf war, die 

realen Probleme der GesellschaD – überwuchernde Bürokra�sierung, Ausufern 

öffentlicher Schulden, illegale Einreisen, religiöser und ideologisch bedingter  

(Fortsetzung S.  5) 
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Aktualität 

 

Betrug von Anfang an: Skandal um BioNTech-Impfsto!estung  

Der US-Pharma-Gigant Pfizer gerät durch seinen massiven Betrug  

bei der Zulassung des COVID-Präparats „Cominarty“ ins Zwielicht  

– und mit ihm das poli�sche System?  

 

Von Thomas W. Wyrwoll  

 

Bei der Zulassung des BioNTech-Pfizer-mRNS-Neuimpfstoffs Tozinameran / Cominarty gegen SARS-CoV-2 wurde in großem Umfang und allem 

Anschein nach systema�sch mit Fälschungen gearbeitet, was nicht nur die Wirksamkeit des Präparats, sondern auch die Glaubwürdigkeit der 

beteiligten Firmen sowie der Gesundheitsbehörden in Frage stellt. Wie die im Vereinigten Königreich neben der Lancet führende Medizinzeit-

schriD „The BMJ“, ehemals Bri�sh Medical Journal, in ihrer Ausgabe vom 2. November 2021 berichtet, ist es während des Genehmigungsver-

fahrens bei der entscheidenden dri en Testphase des Pfizer-Impfstoffs zu zahlreichen Fällen gefälschter Daten, Manipula�onen bei der Pro-

bandenauswahl, der Anstellung unqualifizierter Impfdurchführer und einer völlig unzureichenden Verfolgung der aufgetretenen Nebenwir-

kungen gekommen. Unter namentlicher Berufung auf eine damals neu eingestellte, in ihrem Beruf aber langjährig erfahrene und hochqualifi-

zierte Studienleiterin, deren Angaben durch Beweismaterial sowie die Aussagen mehrerer Ex-Mitarbeiter der Pfizer-AuDragsfirma Ventavia 

bestä�gt werden, ergibt sich ein Bild, das nur noch als desaströs bezeichnet werden kann: Die an der Studie beteiligten Mediziner seien 

durch die Vielzahl der aufgetretenen Nebenwirkungen völlig überfordert gewesen, ihren Aufgaben auch nur ansatzweise nachzukommen.  

 

Cominarty hä e ohne die Manipula�on  

der Endstudien durch den Pfizer-Konzern  

erst gar nicht zugelassen werden können.  

 

Mitarbeiter fälschten Pa�entendaten, was der Firma durchaus bekannt war, Testprotokolle wurden nicht eingehalten, Impfstoffe bei falscher 

Temperatur gelagert, Labore�ke en falsch beschriDet, und Impfstoffreste gelangten in die Außenwelt. Namen der Probanden waren oDmals 

frei zugänglich, und auf die wich�ge Doppelverblindung der Tests wurde in keinster Weise Wert gelegt – u.a. konnten die Probanden leicht 

erkennen, ob sie Placebos erhielten oder nicht. Vor allem fanden klinische Untersuchungen auch von schweren Symptoma�ken meist gar 

nicht sta , wobei insbesondere COVID-ar�ge Symptome regelmäßig nicht untersucht wurden. In zuverlässig dokumen�erten vertraulichen 

Stellungnahmen äußerten führende Mitarbeiter des Unternehmens, dass „jeden Tag neue Ungereimtheiten auDauchten“, sie die Zahl der 

Fehler überhaupt nicht mehr übersehen könnten und diese Situa�on für die Studie in jedem Fall „bedenklich“ sei. Wenn Angestellte die Fir-

menleitung auf diese Probleme hinwiesen, wurden sie bedrängt, ihre Kri�k für sich zu behalten, oder man entließ sie direkt; nicht wenige von 

ihnen kündigten aus eigenem Antrieb, da sie eine weitere Mitarbeit nicht mehr vor ihrem Gewissen verantworten konnten. Nachdem die 

Studienleiterin ihren Arbeitgeber mehrfach über die unhaltbaren Zustände informiert ha e, ohne von diesem eine Antwort zu erhalten, 

wandte sie sich an die für die Zulassungstests zuständige US-Arzneimi elbehörde FDA – und wurde noch am gleichen Tag von Ventavia vor 

die Tür gesetzt.  

 

Branchenriese Pfizer, der aufgrund seiner Größe problemlos in der Lage gewesen wäre, die Studien im eigenen Haus durchzuführen, hat sich 

seither keineswegs von seinem fragwürdigen Dienstleister getrennt, sondern diesen zusätzlich mit drei weiteren COVID- sowie einer zusätzli-

chen Impfstudie beauDragt: Augenscheinlich tat Ventavia, bei der es sich durchaus nicht um eine Klitsche handelt, also genau das, was man 

von ihr erwartet ha e. Eine solche Verschachtelung der Arbeitsschri e wie die hier zu beobachtende macht es naturgemäß leicht, Betrüge-

reien zu verschleiern oder ggf. als vermeintliche „Fehler“ auf das AuDragsunternehmen zu schieben. Gedeckt wurde dieses System offenbar 

von ganz oben: Als unter den Mitarbeitern einmal die Sorge vor Inspek�onen durch die FDA auSam, beruhigte sie einer der Firmenleiter 

nicht nur mit der Versicherung, dass diese prak�sch nie staTänden (was aufgrund der absurd geringen Zahl an Behördenmitarbeitern in der 

Tat quasi garan�ert ist), sondern ließ erkennen, dass sein Unternehmen noUalls vorab vor solchen Kontrollen gewarnt würde.  

 

Die sich hier andeutende systemische Korrup�on dürDe freilich um Dimensionen weitreichender sein als dieser Einzelfall, denn Pfizer unter-

hält tradi�onell engste Beziehungen zur FDA: 2019 wechselte beispielsweise FDA-Chef Sco  Go lieb nach nur drei Monaten „Karenzzeit“ auf 

einen fürstlich bezahlten Posten in den Vorstand von Pfizer, wo er seither als einer der Hauptakteure bei der Befeuerung der allgemeinen 

Corona-Panik agiert. Dass die jetzige globale Seuchenagenda über Jahre hinweg propagandis�sch vorbereitet wurde, zeigt sich auch an der 

Fundierung für diesen Apparatschik: Der Funk�onär des „neokonserva�ven“ American Enterprise Ins!tute wurde 2018 und 2019 zu einem 

der 50 „World's Greatest Leaders“ der Fortune und 2018 makabrerweise zu einem der 50 „Größten Veränderer des Gesundheitswesens“ des 

Time Magazine gewählt. Dass Pfizer der mit Abstand größte Lobbyist im US-Kongress ist, nimmt da ebensowenig wunder wie die Reak�on 

der augenscheinlich durchkorrumpierten FDA auf die erwähnte Anzeige der Studienleiterin bei Ventavia: Sie tat – freilich außer diese dem 

Unternehmen zu melden – schlichtweg fak�sch gar nichts.  

(Fortsetzung S. 2) 
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(Fortsetzung von S. 2) 

Von den Behauptungen zur Wirksamkeit  

des experimentellen mRNS-Impfstoffs  

bleibt bei seriöser Betrachtung nichts übrig.  

 

Da die Zulassung von Cominarty darauf beruhte, dass laut Angaben von Pfizer bei den rund 43.500 Probanden der gesamten Phase-3-Studie im No-

vember 2020 von den gerade einmal 170 „an COVID Erkrankten“ nur 8 „Impfdurchbrüche“, d.h. Fälle von symptoma�schem COVID unter GeimpDen, 
festgestellt wurden, woraus aufgrund einer angesichts der äußerst geringen Zahl an Betroffenen recht „luDigen“ Sta�s�k eine angebliche Wirksam-

keit des Impfstoffes von 90 bis fast 98 % erschlossen wurde, gewinnen die Aussagen des BJM-Ar�kels nun eine erhebliche Brisanz: Allein bei den nur 
rund 1.000 Teilnehmern der Ventavia-Teilstudie wurden fast 40 % eliminiert, wobei 311 von ihnen den „Impfstoff“ und nur 70 das Placebo erhalten 
ha en – eine Begründung hierfür erfolgte nicht. Bereits diese Zahlen lassen erhebliche Zweifel am postulierten Ergebnis der Gesamtstudie auSom-

men. Wenn man nun in Rechnung stellt, dass alle Mitglieder des für diese Ausschluss-Entscheidungen zuständigen Komitees Mitarbeiter von Pfizer 
waren, was allen Gepflogenheiten ernsthaDer Medizinstudien widerspricht, und diese Mitarbeiter ein erhebliches Interesse daran haben mussten, 

vor allem die sog. Impfdurchbrüche aus der Studie auszuscheiden, kann man daraus eigentlich nur eines folgern: die massive Fälschung der Tester-

gebnisse im Sinne von Pfizer.  

 

Anders als bei den sich hierüber ausschweigenden und im Kern werbenden Veröffentlichungen von Pfizer im Zusammenhang mit den Studienergeb-

nissen war in den öffentlich zugänglichen Unterlagen der FDA übrigens gleichzei�g von 3.410 „vermuteten“, aber nicht durch PKR-Tests „bestä�gten“ 
Fällen von COVID unter den Probanden die Rede, die sich auf rund 1.600 in der „geimpDen“ und etwa 1.800 in der Placebo-Gruppe verteilten: Sie alle 

wurden wegen der nicht durchgeführten PKR-Testung aus der sta�s�schen Bewertung der Ergebnisse ausgeschlossen. Hä e man diese Personen, 
deren Zahl um den Faktor 20 größer ist als die Gesamtzahl aller für die angebliche Wirksamkeit des Impfstoffs herangezogenen Fälle, mi els der laut 

Studienvorgaben ja gebotenen Untersuchung berücksich�gt, wäre vom vermeintlichen „Erfolg“ des Präparats zahlenmäßig prak�sch nichts mehr 
übriggeblieben. Hierauf ha e neben dem Verfasser übrigens auch BMJ-Mitherausgeber Peter Doshi schon im Januar und Februar 2021 ausführlich 
hingewiesen und auf nicht einmal unfreundliche Weise (allein die auch von ihm einbezogene Unterstellung einer 100%igen Neu-Durchseuchung der 

Bevölkerung ist ja bereits nach Ausweis der von der Studie erfassten Werte völlig wirklichkeitsfremd) eine rela�ve Risikoreduk�on durch den mRNS-
Impfstoff von unter 20 % errechnet – was deutlich unter der behördlich für eine Impfstoff-Zulassung geforderten Quote von 50 % liegt. Cominarty 

hä e demnach gar nicht erst zugelassen werden dürfen! 

 

Im Vergleich dazu schlägt der ebenfalls im FDA-Report erwähnte Ausschluss von fast 400 Probanden kurz nach der Vergabe der zweiten Dosis 
„wegen schwerer Abweichungen vom Studienprotokoll“ schon fast gar nicht mehr zu Buche. Deutlich höher dürDe hingegen der Einfluss der Einnah-

me von Medikamenten gegen Erkältungssymptome sein, zu denen die geimpDen Studienteilnehmer laut Eigenangaben aufgrund ihrer freien Ent-
scheidung nach der Impfung 3 bis 4 mal häufiger gegriffen ha en als Placebo-Empfänger. Dies muss zu einer Unterdrückung von COVID-Infek�onen 

und aufgrund der abgeschwächten Symptoma�k zu deren NichUeststellung durch eine Auslassung von PKR-Tests und damit zu ihrem Ausschluss aus 
der Sta�s�k geführt haben. Hierzu dürDe die vom BJM festgestellte Entblindung ebenso beigetragen haben wie die Beobachtung der Symptome 

durch die Teilnehmer selbst, die als Fehlerquelle übrigens in keiner Sta�s�k erfasst wird. Selbst in einer späteren DenkschriD der FDA vom August 
2021 war von 500 symptoma�schen COVID-Fällen unter den Probanden der Gesamtstudie die Rede, bei denen keinerlei Testung und damit keinerlei 

Berücksich�gung im Hinblick auf die Wirksamkeit des Präparats erfolgte – sie allein schon würden die vollmundigen Schlussfolgerungen der Pfizer-
Freunde ad absurdum geführt haben. Dass es sich bei dieser Ziffer aber nicht um die beinahe gleichgroße Zahl an Ausschlüssen allein bei Ventavia 
handelt, liegt nach Lage der Dinge auf der Hand: Die dort festgestellten Unregelmäßigkeiten bilden offenbar nur die Spitze eines Eisbergs. Eine Her-

ausgabe der Rohdaten, wie sie Doshi im Hinblick auf die Nachvollziehbarkeit der Ergebnisse völlig zu Recht einforderte, lehnen die beteiligten Firmen 
übrigens bisher vehement ab. Von den Behauptungen zur Wirksamkeit des Experimental-Impfstoffs bleibt bei seriöser Betrachtung so oder so auch 

jetzt schon nichts mehr übrig.  

 

Sicher nicht zuletzt zur Kaschierung dieser „BJM-Leaks“ und zur Verhinderung eines durchaus erwartbaren „Pfizer-Gate“ verkündete der US-Konzern 
am 5. November, also nur drei Tage nach der BJM-Veröffentlichung, einen angeblich „durchschlagenden Erfolg“ mit seinem neuen Corona-

Medikament, dem Proteasehemmer PAXLOVID, der angeblich das Risiko schwerer Erkrankungen bei Hochrisikopa�enten um 89% senkt und nach 
dem plötzlich im Scha en stehenden „Impfstoff“ angeblich schon wieder einen neuen „Wendepunkt bei der Bekämpfung der COVID-Pandemie“ 

darstellt. Auf bereits seit langem vorhandene und offenbar auch gegen COVID hochwirksame Stoffe dieser Klasse ha en deutsche Mediziner ebenso 
wie der Verfasser dieses Beitrags bereits seit dem ersten Quartal 2020 aufmerksam gemacht – Präparate, die allesamt zu meist sehr güns�gen Prei-

sen zur Verfügung stünden, wenn man denn auf eine nicht Pfizer-zentrierte Herangehensweise setzen würde.  

Die zu erwartenden nega�ven Folgen des  

bedenklichen Pseudo-Impfstoffs Cominarty  

dürDen zahlreiche Ins�tu�onen infragestellen. 

Angesichts des eigentlich für jeden Beobachter leicht erkennbaren massiven Betrugs schon bei der Zulassung des Präparats sollte niemand erwarten, 

dass man den seither verbreiteten weiteren Angaben des Pfizer-Konzerns sowie der mit ihm verbundenen privaten oder staatlichen Stellen trauen 
kann. Spätestens die zu erwartenden nega�ven Folgen der „vom Westen“ betriebenen menschheitsgeschichtlich einmaligen Massenausbringung des 

allein schon seiner Konzep�on nach hochbedenklichen Pseudo-Impfstoffs Cominarty haben das Zeug dazu, einen Umsturz ungekannten Ausmaßes 
auszulösen: Da sich fast die gesamte Staatsapparate Europas und bisher weithin noch schlimmer seiner angelsächsischen Ableger mit ihren fak�-

schen Nebeneinrichtungen wie Medien, (Post-) WissenschaD, Kirchen und Unterhaltungsindustrie vehement für den Absatz der mehr als fragwürdi-
gen mRNS-Erzeugnisse einsetzen, dürDe eine Fortsetzung dieser unheiligen Allianz das gesamte öffentliche Führungspersonal der betroffenen Länder 

umfassend diskredi�eren. Eine solche Entwicklung würde mit hoher Wahrscheinlichkeit eine historisch singuläre Au]ebung der momentanen gesell-
schaDlichen Systeme zur Folge haben, die grundsätzlich im Interesse der ja allem Anschein nach im Hintergrund wirkenden realen Machteliten des 

Gobus’ liegen könnte, die sich von der auch auf ins�tu�oneller Ebene fortgesetzten „Abräumung überflüssigen Ballasts“ vermutlich eine weitere 

Maximierung ihres Profits versprechen dürDen. 
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18. November 2021 

 

+++Pressemi*eilung+++ 

 

Jörg Meuthen: Die CDU läu1 voll in die Falle Minsks, die AfD steht fest an der Seite Warschaus 

 

Der frühere Bundestagspräsident Wolfgang Schäuble (CDU) fordert für die Migranten an der polnisch-weißrussischen Grenze eine ,,vorläufige 

Einreise’’ in die EU, um ,,zügig geordnete Asylverfahren’’ durchzuführen. Prof. Dr. Jörg Meuthen, Bundessprecher der AfD und Leiter der AfD-

Delega�on im EU-Parlament, kommen�ert dies wie folgt: 

 

,,Lukaschenko richtet die Migra�onswaffe auf die Europäische Union, und Schäuble lässt den Schuss losgehen. Die CDU hat offenkundig aus 

dem Migra�onsdebakel, das sie 2015 angerichtet hat, nichts gelernt. Damit fällt sie unseren polnischen Freunden, die uns an der östlichen EU

-Außengrenze tapfer vor einer erneuten Migra�onswelle schützen, in den Rücken. 

 

Man darf sich vom propagandis�sch aufgeladenen Krieg der Bilder von der Grenze, die von interessierten Kreisen produziert und gestreut 

werden, moralisch nicht erpressen lassen, sondern muss einen kühlen Kopf bewahren: Jeder von Lukaschenko in die EU geschmuggelte Mig-

rant ist ein Triumph für den Diktator in Minsk. Lässt man auch nur vereinzelte Ausnahmen zu, öffnet man die Büchse der Pandora: Es werden, 

wie in der Vergangenheit, viele kommen und kaum einer abgeschoben. Die CDU will offenbar genau das und erledigt damit das GeschäD 

Minsks. 

 

Die AfD steht hingegen an der Seite Warschaus: Jede erdenkliche Hilfe, die sich die polnische Regierung erwünscht, sollte ihr erteilt werden, 

darunter beispielsweise die finanzielle Unterstützung für die Errichtung von Grenzbarrieren. Die CDU/CSU hat erst vor drei Wochen im EU-

Parlament gegen eine solche ges�mmt.’’ 

 

Pressestelle 

Alterna!ve für Deutschland 

Bundesgeschä.sstelle 

„Der europäische Terrorismus ist mit der Migra�on verbunden“ 

14. 10. 2021 

Von László Szőcs 

 

Es besteht kein Zweifel daran, dass es Terroristen gibt, die über illegale Migra�onsrouten nach Europa gelangt sind, und dass es 

unter ihnen einige gibt, die von muslimischen GemeinschaDen versteckt wurden. Aber es geht nicht so sehr um die Zahl der 

Einwanderer, sondern darum, wie die Einwanderung funk�oniert, wie integriert sich die Muslime fühlen. Dies liegt natürlich in 

ihrer Verantwortung, nicht nur in der des Gastlandes“, sagte Diego Muro, Terrorismusforscher an der Universität St. Andrews 

in Scho land, der als Gast des Mathias-Corvinus-Kollegs in Budapest weilt. 

 

- Kürzlich, am 20. Jahrestag der Anschläge vom 11. September, erinnerte sich die Welt an die Terroranschläge. Doch seit 

2001 hat sich die Art und Weise, wie der globale Terrorismus funk�oniert, verändert. Wie sehen Sie das? 

 

- Historisch gesehen ist der Terrorismus immer in Wellen aufgetreten, von den alten Anarchisten über die Gewalt bei der Ent-

kolonialisierung bis hin zum Linksterrorismus, wie zum Beispiel die Ak�vitäten der deutschen Roten Armee Frak�on. Seit den 

1970er und 1980er Jahren wird immer deutlicher, dass hinter dem Terror ein religiöses Mo�v sowie eine Verbindung zum Is-

lam und insbesondere zum sunni�schen Extremismus steht. Die beiden führenden „Marken“ des islamis�schen Terrorismus, al

-Qaida und der Islamische Staat (ISIS), sind mit kleinen autonomen Gruppen verbunden, die auf lokaler Ebene kämpfen, indem 

sie sich zu ihnen bekennen. Es gibt also eine gleichzei�ge Präsenz von Zentrum und Dezentralisierung und eine Spannung zwi-

schen beiden. Aber wir neigen dazu, die Rolle des Zentrums zu überschätzen. Es gibt inzwischen viele Untersuchungen über Al-

Qaida, und wir wissen jetzt, dass nicht alles in Pakistan erfunden wurde, wie wir früher glaubten. Heute ist Al-Qaida wieder 

eine viel größere Bedrohung für die Welt als ISIS, dessen Ideologie zwar weiterlebt, dessen Organisa�on aber verblasst ist, be-

siegt wurde und keine Bedrohung mehr für die territoriale Integrität Syriens und Iraks darstellt. 

 

- In Europa handelt es sich bei den Tätern islamis�scher Terroranschläge in der Regel um Einwanderer mit Migra�onshinter-

grund. Dies gilt auch für den derzeit größten Terroranschlag in Paris, bei dem der in Brüssel geborene marokkanisch-

französische Staatsbürger Salah Abdeslam auf der Anklagebank sitzt. Einige leugnen jedoch den Zusammenhang zwischen 

Einwanderung und Terrorismus. 

 

(Fortsetzung S. 5) 
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(Fortsetzung von S. 4) 

 

- Sie wissen sicher, dass Korrela�on in der Sta�s�k nicht gleichbedeutend mit Kausalität ist. Aber es gibt defini�v eine Korrela�-

on zwischen beiden. In Europa werden die meisten Terroranschläge dort verübt, wo es bevölkerungsreiche muslimische Ge-

meinschaDen gibt, wie z. B. in Frankreich, dem Vereinigten Königreich oder Deutschland. Und dort, wo sie nicht so zahlreich 

sind, wie in dem Gebiet, über das wir hier sprechen, gibt es nur sehr wenige solche Vorfälle. Es besteht kein Zweifel, dass es 

Terroristen gibt, die über illegale Migra�onsrouten nach Europa gekommen sind, und dass einige von ihnen von muslimischen 

GemeinschaDen versteckt wurden. Es besteht jedoch kein kausaler Zusammenhang in dem Sinne, dass die Zahl der Muslime 

Rückschlüsse auf terroris�sche Handlungen zulässt. Es geht nicht so sehr um die Einwanderung an sich, sondern darum, wie sie 

funk�oniert, wie Muslime sich als Teil der lokalen GemeinschaD fühlen, ob sie integriert sind, gleich behandelt werden und die 

Möglichkeit haben, in der GesellschaD voranzukommen. Dies liegt natürlich in ihrer Verantwortung, nicht nur in der des Auf-

nahmestaates. Und es ist überall eine Herausforderung, es gibt keine Zauberformel. Auch in den Vereinigten Staaten leben 

viele Muslime, aber es gibt keine Vorfälle von internem Terrorismus. 

 

- Anna Lindh, die Außenministerin von Schweden, einem der fortschri*lichsten Länder der Welt, wurde in einem Super-

markt von einem Einwanderer der zweiten Genera�on erstochen. Doch welche Bedingungen sollte Europa schaffen, um zu 

verhindern, dass einige Einwanderer ihre Frustra�on in Anschlägen äußern? 

 

- Beschwerden werden nicht unbedingt im Lichte der objek�ven Umstände verstanden. Natürlich kann man argumen�eren, 

dass Migranten in Schweden einen hohen Lebensstandard genießen und es ihnen viel besser geht, als wenn sie zu Hause ge-

blieben wären. Das, was wir in der Literatur als rela�ve Depriva�on bezeichnen, verdeutlicht den Unterschied zwischen dem, 

worauf man glaubt, Anspruch zu haben, und dem, was man tatsächlich hat. Es ist also ein gefühlter Nachteil. Angenommen, Sie 

haben ein Einkommen von zwanzigtausend Euro im Jahr. Aber Sie meinen, Ihnen würden 30.000 zustehen. Dieses Gefühl des 

Mangels ist eine Kränkung. Im Falle der Muslime muss auch berücksich�gt werden, dass das Schicksal ihrer Glaubensbrüder 

und _schwestern in den entlegensten Winkeln der Welt ebenfalls Anlass zur Sorge gibt. 

 

- Um auf den Abdeslam-Prozess zurückzukommen: Welche Bedeutung hat er Ihrer Meinung nach? 

 

- Ich bin sicher, dass sie eine kathar�sche Wirkung auf die gesamte französische GesellschaD haben wird, so wie die 9/11-

Kommission eine solche Wirkung in den Vereinigten Staaten ha e. Die Art und Weise, wie sich Zeugen und Überlebende an die 

Ereignisse der Terroranschläge in Paris 2015 erinnern, berührt mich. Ich denke, der Prozess wird viele Wunden heilen und die 

Franzosen dazu bringen, über ihre eigenen Werte nachzudenken und darüber, wie wenig sie als GesellschaD tun können. 

 

- Wird sie auch Auswirkungen auf den französischen Präsidentscha1swahlkampf haben, in dem die Einwanderung ein wich-

�ges Thema sein wird? 

 

- Das wird den Poli�kern, die ihre Gegner in den Griff bekommen wollen, sicherlich Muni�on liefern. Das ist ganz natürlich. 

Aber ich glaube nicht, dass es einen signifikanten Einfluss auf die Wiederwahlchancen von Emmanuel Macron haben wird. Viel-

mehr sind die langfris�gen Auswirkungen des Prozesses auf Frankreich von Bedeutung. 

 

Quelle: Magyar Nemzet 

Der obige Ar!kel erschien in: UNSER MITTELEUROPA 

(Fortsetzung von S 1) 

Extremismus, europäische Schuldenunion – ausgeklammert. Und dies gilt in großen Teilen auch für den vorläufigen Koali�onsvertrag, der am 24. November 2021 

bekannt wurde. 

 

Es war aber auch klar, daß man sich darin nur um die Bestückung eines Polit-Schaufensters einigen konnte; alle drei Parteien sehen sich darin vertreten. Der SPD, 

die sich noch immer nicht aus den Fußangeln des DGB befreien konnte, ist der Mindestlohn und die soziale Gerech�gkeit wich�g. Letztere gehört seit Platon zu 

den Kardinaltugenden und zählt seitdem zum Repertoire nahezu aller poli�schen Programme. Dabei wird vergessen, daß der griechischen Philosoph auch Weis-

heit, Mäßigung und Tapferkeit zu den ursprünglichen Tugenden zählte. Von Weisheit und Mäßigung ist im Koali�onsvertrag nicht einmal ansatzweise etwas vor-

handen. 

 

Daß die Grünen endlich ihren Traum vom Klimasuperministerium erfüllt bekamen, war wie das Amen in der katholischen Kirche zu erwarten: Endlich kann die 

Verschandelung der LandschaD durch Windanlagen mit allen Mi eln durchgesetzt werden, denn wenn die ganze Welt weiter auf fossile Energie setzt, wird eine 

gerade erst auf den neuesten Stand der Technik gebrachte Kohleverstromung verteufelt. 

 

Und die Partei der Beliebigkeit, die FDP: Endlich wieder in einer Bundesregierung . . . Dafür kann man ja auf die persönliche Selbstbes�mmung des einzelnen, die 

Souveränität Deutschlands, die Freiheit der Einzelperson verzichten. Im Gegenzug gibt es dafür den „digitalen Staat und digitale Verwaltung“, eine ungebremste 

Einwanderung in das deutschen Sozialsystem und die „Transforma�on der WirtschaD mit Blick auf Klimaschutz und Digitalisierung“: Aus Chris�an Lindners 

„Dekarbonisierung“ wird auf Sicht eine Deindustrialisierung Deutschlands. Ob die Spender aus der WirtschaD dies wohl honorieren werden? 

 

Der letzte Cato �telte: „Deutschland hat gewählt“. Ob aus dem „Wir wollen“ und dem „Wir werden“ der drei regierungsgeilen Koali�onären etwas wird, werden 

die nächsten vier Jahre zeigen, dann hat der Wähler wieder das Wort . . .  

   

Herbert Karl 
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Filmstadtpläne am Pregel  

 

Das Königsberger Gebiet ist für Rußland noch immer ein Fremdkörper, dessen mentale Aneignung dem eurasischen Großreich, über ein nicht 

selten etwas formelhaDes Bekenntnis zur Ethik Kants hinaus, seit jeher erhebliche Probleme bereitet. Was die Poli�k bisher nicht scha�e, sollte 

nun offenbar „die Kultur“ richten. Im Rahmen des Kinofes�vals „Bal�sche Debuts“ fand dazu im ostpreußischen Seebad Rauschen ein Runder 

Tisch unter dem Mo o „Der Platz des Bal�kums im System des rußländischen Kinos: Erfahrung, Erfolge, Pläne“ sta . Mit „Bal�kum“ meinte man 

hier freilich nur die Königsberger Restkolonie und nicht etwa das in den letzten Jahrzehnten auch im Russischen mit dem Begriff benannte westli-

che Erweiterungsgebiet, welches das östliche Riesenreich noch bis ins 19. Jahrhundert hinein ganz in deutscher Sprachprägung als seine 

„ostzejskije“ Provinzen geführt ha e.  

 

 

 

 

Runder Tisch zur filmischen ZukunD Ostpreußens (Foto: www.bdff.ru) 

 

Auch wenn der ausgreifende Wortlaut der jetzigen Politsprache sicher nicht geeignet war, die historisch bedingt recht empfindlichen bal�schen 

Nachbarn zu erfreuen, wurde zum Aufreger der binnenmedialen Berichtersta ung über der Treffen hingegen erwartungsgemäß ein geplanter 

neuer Film mit dem Schauspieler Gérard Depardieu, der bekanntlich seit 2013 russischer Staatsbürger ist. Das Werk soll in Russisch-Ostpreußen 

gedreht werden und die vorgeblich hehre Geschichte des gallo-sowjeschen LuDfahrtregiments „Normandie-Njeman“ aus dem Zweiten Weltkrieg 

verklären, das auch in Ostpreußen zum Einsatz kam und laut dem in Fragen der Vergangenheitsbetrachtung erkennbar unbedarDen Königsberger 

Gaukulturminister Andrej Jermak „einen sehr bedeutsamen Teil der Geschichte der Kaliningrader Oblast“ darstellt – was mehr nach „Im Osten 

nichts Neues“ als nach fruchtbarer ZukunDsgestaltung klang.  

 

Mit einer Wiederherstellung des alten Königsbergs  

könnte Russland tatsächlich weltweit reüssieren. 

 

Irgendwie schien das in diesem Moment wohl auch dem Regierungsvertreter zu schwanen, und vermutlich die aktuellen Drehplanungen gehörig 

aublasend schob er flugs die Aussage hinterher, daß man im Königsberger Gebiet eine „Kinogorod“, will heißen eine Filmstadt „bauen werde“, in 

der die an den Filmen mitwirkenden Protagonisten dann auch zugleich während der Dreharbeiten wohnen könnten – was wenig überraschend 

sofort den Begriff eines regionalen „Hollywoods“ auf den Plan rief. Die anwesenden Filmschaffenden blieben freilich trotz solch gewohnt-

vollmundiger poli�scher Ankündigungen ein gutes Stück weit der Realität verhaDet. Der Rektor des Allrussischen Ins�tuts für Kinematographie, 

Wladimir Malyschjew, mahnte sicher nicht ganz uneigennützig an, dass man für ein solches Vorhaben qualifiziertes Personal benö�ge – welches 

aber mit der Gründung einer Filiale seines Ins�tuts vor Ort in Ostpreußen ausgebildet werden könne. 

 

Unabsichtlich zum später vielgescholtenen Mitauslöser eines für den Landesteil wie für die Regierung in Moskau ruinösen Großprojektes wollte er 

dann aber auch nicht werden. So schob er wenig später als herausragende Besonderheiten Ostpreußens „die ganz eigene Natur, einmalige Land-

schaDen sowie europäische, und sowje�sche (!), Architektur“ hinterher, die – und nun wurde es spannend – der russische Staat für „unantastbar“ 

erklären müsse. Dies ist ein durchaus kluger Gedanke. Würde man ihn zuendedenken, müsste man hieraus einerseits eine Absage an den 

leichUer�gen Bau einer nordischen Cineci à in die verbliebene wertvolle Restwildnis des Landes, andererseits aber auch eine Bemühung um die 

Wiederherstellung der zentralen Teile des alten deutschen Stadtbildes ableiten, die sicher nicht nur, aber auch als wunderbare Filmkulisse von 

weit mehr als nur rußlandweitem Interesse böten: Ein belanglos-unspezifisches „Prollywood“ sta  eines „Preußischen Hollywoods“ bräuchte ganz 

sicher niemand, aber mit einem wiederbelebten Königsberg könnte Rußland tatsächlich weltweit reüssieren! 

Neues aus dem Osten  

Die VAdM-Kolumne von Thomas W. Wyrwoll  
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Geschichte kontrovers 

Pressespiegel: Mi<eldeutsche Zeitung/Ascherslebener Zeitung vom 13. Oktober 2021, S. 1: 

Die DDR bezahlt 

Finanzen – SED-Funk�onäre transferierten einst hunderte Millionen auf ausländische Konten. Sachsen-Anhalt hat davon nun 26,8 

Millionen Euro erhalten 

von Steffen Höhne 

 

Halle/MZ. – Auch 31 Jahre nach der Deutschen Einheit wird noch immer staatliches Vermögen aus der DDR an die ostdeutschen Bun-

desländer ausgezahlt. „Im Jahr 2021 sind dem Land Sachsen-Anhalt 26.8Millionen Euro zugeflossen“, teilte eine Sprecherin des Finanz-

ministeriums auf MZ-Anfrage mit. Damit würden Projekte mit wirtschaDlicher,  sozialer und kultureller Ausrichtung gefördert. 

 

Die Gelder stammen aus dem Vermögen der Parteien und Massenorganisa�onen der DDR – kurz PMO-Mi el. In diesem Jahr wurden 

150 Millionen Euro an die ostdeutschen Länder ausgezahlt – entsprechend seiner Einwohnerzahl bekam Sachsen-Anhalt davon 17,8 

Prozent. 

 

Die Millionen ha en im Jahr 2020 die Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben (BvS) bei der Schweizer Bank Julius Bär 

erfolgreich eingeklagt. Es ging um Vermögen und Zinsen von 150 Millionen Franken (knapp 149 Millionen Euro). Das Geld stammte 

nach Angaben der Bank von einer AußenhandelsgesellschaD der DDR und war zwischen 1990 und 1992 auf Konten der GesellschaD bei 

der Bank Cantrade gelandet, die Julius Bär 2005 von der UBS übernommen ha e. 

 

Die BvS, Nachfolgerin der Treuhandanstalt, kümmerte sich unter andrem um Gelder, die Mitglieder des SED-Regimes auf ausländische 

Konnten geleitet oder die Nachfolgeorganisa�onen von SED & Co. unrechtmäßig etwa durch Enteignung erworben ha en. Mitunter 

wollten ausländische Banken die Gelder nicht rausrücken. Prozesse dauerten Jahre. Daher nun die späten Zahlungen. Bis heute sind 

rund zwei Milliarden Euro dieses Vermögens an die Bundesrepublik zurücküberwiesen worden, teilte das Finanzministerium Sachsen-

Anhalt bereits im Vorjahr auf eine Anfrage der Linken mit. Seit dem Jahr 2008 sind dem Land so rund 104 Millionen Euro zugeflossen. 

 

Die Verwendung der Mi el ist zweckgebunden. Den Angaben zufolge werden 60 Prozent in die Digitalisierung wie den Breitbandaus-

bau gesteckt sowie jeweils 20 Prozent für soziale und kulturelle Einrichtungen bereitgestellt. Mit den Geldern aus dem Jahr 2018 wird 

unter anderem für 5,7 Millionen Euro das Pretzscher Schloss (Landkreis Wi enberg) saniert, in dem sich ein Kinder- und Jugendheim 

befindet. „Wir konnten es zunächst gar nicht glauben“, sagte die Heimleiterin Bianka Puppel zuletzt der MZ und betonte, dass mit 

knapp sechs Millionen unter anderem die Wohnbedingungen der Kinder verbessert werden sollen. 

 

Die Mi el aus dem Jahr 2021 fließen unter anderem an das Harzer Grenzmuseum Sorge, das 20.000 Euro für Sanierungen erhält, 

250.000 Euro gehen an die Synagoge Gröbzig (Landkreis Anhalt-Bi erfeld), und rund eine Million Euro werden für die Dachsanierung 

des Salzlandmuseums Schönebeck ausgegeben. 

 

Massive Kri�k gab es zuletzt bei der Vergabe im Land Brandenburg: Der Autohersteller Tesla baut in Grünheide ein Werk für die E-Auto

-Produk�on. Aufgrund der gerodeten Flächen für die Fabrik muss das Unternehmen 12,4 Millionen Euro für Aufforstungsprojekte zah-

len. Das Land fördert dies mit 8,1 Millionen Euro – aus PMO-Mi el. „Der Konzern eines der reichsten Männer der Welt, Tesla-Chef Elon 

Musk, wird mit DDR-Millionen subven�oniert“, kri�sierte Linken-Bundestagsabgeordneter Chris�an Görke. KünDig wird das aber nicht 

mehr möglich sein. Wie ein BvS-Sprecher erklärte. Seien die 150 Millionen die „letzte große Auszahlung gewesen“. Aktuell sei nicht 

davon auszugehen, dass es noch größere DDR-Vermögen auf ausländischen Konten gäbe. 

Den Hinweis auf diesen Presseauszug verdanken wir Wolfgang Haars, dem Geschä.sführer des Vereins Heimatverdrängtes Landvolk – 

Bauernverband der Vertriebenen e.V. (HvL-BvdV). Seine Anmerkungen hierzu im Vereinsbla< „Grünes Bla<“: 

„Von diesen durch DDR-Funk!onäre veruntreuten zwei Milliarden Euro ist sicher kein einziger Euro an die Opfer der Boden- und Indust-

riereform gezahlt worden. Sta<dessen hat man zugesehen, wie die Betroffenen bis heute viele Millionen Euro an Gerichte, Anwälte und 

Verbände gezahlt haben und ihr Eigentum dennoch konfisziert blieb. Ist das eines Rechtsstaates würdig? Die Opfer mussten sich (zu 

Recht) einer Würdigkeitsprüfung unterziehen. Aber . . . 

Gleiches Recht für alle: Auch für DDR-Funk!onäre und den Gesetzgeber, der nicht im Traum daran gedacht hat (Dr. Schäuble), hier tat-

sächlich Gerech!gkeit walten zu lassen, wäre wohl eine Würdigkeitsprüfung mit möglichen Konsequenzen gerechKer!gt gewesen“. W. 

Haars 

 

Die Redak!on 



 8 

Erinnern 

Der Hechtsprung oder Mein lieber Speck 

Eine ostpreußische Begebenheit 

 

Es muss nach 2004, doch noch vor 2010 gewesen sein, als ich in der Bonner Ostpreußengruppe den Namen einer Dame erfuhr: 

Speck von Sternburg, hieß sie. Ein Name, der mich schmunzeln ließ. Den Vornamen der Dame verschweige ich an dieser Stelle, 

weil er für die Geschichte ohne Belang ist. 

 

Dass ich mit präzisen Jahreszahlen etwas hadere, hat mit meinem schlechten Gedächtnis zu tun. Ja, ich weiß, es gab und gibt 

Menschen, denen man ein besonders gutes Gedächtnis nachsagt. Klaus Kinkel, der ehemalige Bundesjus�zminister und Bun-

desaußenminister, war solch ein Mensch. Bei unserem ersten Zusammentreffen 1989 oder 1990 anlässlich einer Verhandlung 

mit der DDR-Seite im abhörsicheren Untergeschoss des Bundesjus�zministeriums sagte er zu mir: „Ich habe Sie noch nie hier 

gesehen“. Rich�g, erwiderte ich: „Ich war auch noch nie hier“. Beim zweiten Zusammentreffen wusste er noch meinen Namen. 

 

Großen Menschen sagt man im Allgemeinen ein besonders gutes Gedächtnis nach. Alexander der Große, Karl der Große, Fried-

rich der Große . . . doch Menschen, die den Beinamen „der Große“ tragen, haben sich diesen nicht in erster Linie wegen ihres 

Gedächtnisses oder ihrer Klugheit, ihrer Leistungen für ihr Vaterland oder Ihres besonderen Charismas erworben, nein, in der 

Regel deshalb, weil sie Zehntausende, Hunder ausende, oD Millionen Menschen in den Tod geschickt haben. Ich habe in mei-

ner bisherigen Lebenszeit das Gegenteil getan und zwei Menschen das Leben gere et. Einen Autofahrer in Bornheim im Rhein-

land, den ich aus seinem Sicherheitsgurt, der ihn zu strangulieren drohte, befreien konnte. Später erfuhr ich, dass er betrunken 

und der Verursacher des Unfalls mit drei Toten war. Einen weiteren in Bad Homburg vor der Höhe, den ich bei einem nächtli-

chen Spaziergang bei minus 10 Grad im Straßengraben fand. Mit größter Mühe brachte ich ihn nach Hause, um von seiner Ehe-

frau zu hören: „Hä en Sie ihn doch liegen gelassen.“ Nun, ich war noch jung und unverheiratet und erfuhr so, dass entgegen 

meinen Erwartungen nicht alle Ehen als glücklich bezeichnet werden können. Wenn ich selbst dereinst vor Petrus stehe und 

mich rechUer�gen muss, werde ich bes�mmt Probleme bekommen, weil ich ausgerechnet zwei Säufern das Leben gere et 

habe (denen aber auch aus Gnade der Himmel offen stehen kann). Ein „Großer“ wird aus mir auch deshalb nicht. 

 

Ein Großer, obwohl er diesen Beinamen nie erhielt, und heute vielfach anders gesehen wird, ist für mich Kaiser Wilhelm II. Er 

war ein Reisekaiser im besten Sinne („Majestät brauchen Sonne“), ein Freund und Förderer der Künste und der Wissen-

schaDen. Aber auch ein Mensch, der durchaus versuchte, die Nöte seiner Untertanen durch eigene unternehmerische Tä�g-

keit, etwa in West- und in Ostpreußen, zu fördern. Selbst den Gedanken des Umwelt- und Naturschutzes gab es bei ihm schon. 

Vielleicht, wie bei der Rominter Heide, auch aus eigenem Interesse – er war nämlich ein begeisterter Jäger –, doch der Schutz 

dieses Waldgebietes und anderer noch natürlicher Gebiete (etwa die LandschaD mit Steilküste bei Cadinen am Frischen Haff) 

war ihm ein Herzensanliegen. 

 

Der Bezeichnung „Rominter Heide“ dürDe heute nur noch Ostpreußen etwas sagen. Nordöstlich von Masuren und am Rande 

der Grenze zu Litauen (heute: beiderseits der Grenze in Polen und in Russland) gelegen, gehörte die 250 Quadratkilometer gro-

ße Rominter Heide zur altpreußischen LandschaD Nadrauen. Im Gegensatz zu anderen Heiden in Deutschland (Bsp.: Lünebur-

ger Heide, Wahner Heide) war und ist die Rominter Heide keineswegs eine durch Verbiss und Überweidung geschaffene Kunst-

landschaD, sondern eine natürliche Wald-, Seen- und FlusslandschaD, wie auch die Johannisburger und die Borker Heide (beide 

ebenfalls im nordöstlichen Ostpreußen gelegen). Durch die Rominter Heide fließt, von steilen Ufern umsäumt, die 55 km lange 

Rominte. 

 

Es muss zu Beginn des 20. Jahrhunderts gewesen sein, um etwa 1905, als sich Wilhelm II. in seiner Kutsche und mit zwei Beglei-

tern auf einer Pirschfahrt durch die Rominter Heide befand. Auf der steinernen Rominte-Brücke bemerkte der Kaiser einen im 

Fluss stehenden Hecht. Er schoss. Der Hecht wurde getroffen, trieb aber ab, mit der Bauchseite nach oben. Der Königlich Preu-

ßische Forstreferendar Freiherr Speck von Sternburg sprang in voller Uniform vom Bock des Pritschenwagens mit einem 

„Hechtsprung“ über das Geländer der Brücke in die Rominte, scha�e es, den wild um sich schlagenden Hecht mit seinem 

Hirschfänger zu töten und überbrachte ihn dem Allerhöchsten Jagdherrn. 

 

Auf die Frage des Kaisers, weshalb er dem Hecht nachgesprungen sein – dies habe er von ihm doch nicht verlangt –, antworte-

te Speck von Sternburg: „Ich habe Ew. Majestät den Fahneneid geschworen, nicht nur „zu Lande“, sondern auch „zu Wasser“ 

alleruntertänigster Diener zu sein. 

 

Der Kaiser war von Specks Schlagfer�gkeit so beeindruckt, dass er ihm die sofor�ge Ernennung zum Forstmeister und Revier-

verwalter eines der vier Rominter Forstämter versprach. Doch der preußische LandwirtschaDsminister von Podbielski - durch-

aus nicht unumstri en – widersprach seinem Kaiser: „Der junge Herr soll erst sein Assessorexamen machen“. Der Kaiser gab 

nach, doch bald nach seinem Examen wurde Speck von Sternburg zum Revierverwalter des Rominter Forstamtes Szi kehmen 

ernannt. 

 

(Fortsetzung S. 10) 
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(Fortsetzung von S. 9) 

 

Bei späteren Jagdaufenthalten in der Rominter Heide kehrte Wilhelm II. gerne bei dem von ihm freundschaDlich so genannten 

„lieben Speck“ ein . . .  

 

Kurz nach 1900 hat der Begriff „Hechtsprung“ Eingang in den deutschen Sprachschatz gefunden. Ich vermute, er geht auf den 

tollkühnen Sprung des Speck von Sternburg zurück. 

 

Und die Moral von der Geschicht'? 

Selbst Kaiser Wilhelm II. konnte man damals mit guten Argumenten widersprechen. Und das Entscheidende: der Kaiser ließ 

sich überzeugen. 

Eine Ausbildung ha e man damals abzuschließen, bevor man Staatsämter ergreifen durDe. 

 . . . und knapp 120 Jahre später? 

 

W. Tautorat 

 

Das Mädchen von Dröbnitz 
 
 

Samuel Butler (Schriftsteller):  
Es ist viel sicherer, zu wenig als zu viel zu wissen 

 
Meine Frau und ich fahren Jahr für Jahr mindestens einmal nach Ostpreußen. Jedes Jahr gehört der Besuch 
eines deutschen Soldatenfriedhofs aus der Zeit 1914 – 1918 dazu. 
 

Unmittelbar nach der deutschen Kriegserklärung gegenüber dem zaristischen Russland am 1. August 1914 
nutzte Russland einen Mobilisierungsvorsprung aus (es hatte bereits im Juli des gleichen Jahres mobil ge-
macht) und stieß ab dem 17. August 1914 mit zwei Armeen auf breiter Front nach Ostpreußen hinein. Ost-
preußen wurde nur durch eine einzige Armee verteidigt, durch die 8. Armee unter Generaloberst von Pritt-
witz. Die 1. russische Armee unter Paul von Rennenkampf, einem Deutsch-Balten, stieß von Osten vor, die 
2. Armee unter Alexander Samsonow drang von Süden in Ostpreußen ein. Weil von Prittwitz einen Rück-
zug hinter die Weichsel beabsichtigte, stellte ihn die Oberste Heeresleitung am 22. August 1914 zur Dispo-
sition und beorderte den bereits pensionierten General der Infanterie Paul von Hindenburg sowie General-
major Erich Ludendorff als Chef des Stabes nach Ostpreußen. Beiden Generälen gelang es in zwei 
Schlachten (bei Tannenberg und an den masurischen Seen) die beiden russischen Armeen vernichtend zu 
schlagen. Dieses „Wunder von Ostpreußen“ erhofften sich die Deutschen und vor allem die Ostpreußen im 
Zweiten Weltkrieg ein weiteres Mal, doch es wiederholte sich nicht. Ganz im Gegenteil. 
 

Die russischen Truppen hatten während dieser Schlachten 30.000 Tote zu beklagen, die deutschen weniger 
als 10.000. 
 

Schon während und kurz nach dem Ende des Ersten Weltkriegs wurden Soldatenfriedhöfe angelegt. Einige 
haben bis heute sich erhalten. Sie stehen unter polnischem Denkmalschutz und werden vom Volksbund 
Deutsche Kriegsgräberfürsorge e.V. finanziell und organisatorisch erhalten und gepflegt. 
 

Immer wieder berührend ist, dass die bis in die jüngere Zeit „Heldenfriedhöfe“ genannten Gräberstätten oft 
in landschaftlich schönster Lage gelegen sind. Ein herausragendes Beispiel ist der Friedhof Jägerhöhe bei 
Angerburg (heute Węgorzewo), den sogar Wikipedia wegen seiner idyllischen Lage und seiner konzent-
risch-symmetrischen Ausrichtung über dem Schwenzaitsee (heute Jezioro Święcajty) als einen der am 
landschaftlich schönsten gelegenen seiner Art in Ostpreußen bezeichnet. Am meisten berührt mich aber, 
dass auf nahezu allen Friedhöfen deutsche und russische Soldaten Seite an Seite bestattet sind. 
 

Im September 2021 haben meine Frau und ich einen nahezu vergessenen Soldatenfriedhof in Dröbnitz 
(heute Drwęck) besucht. Dröbnitz liegt unweit von Hohenstein (heute Olsztynek) und hatte zu deutscher 
Zeit etwa 300 Einwohner, heute nur noch 200. Die vielleicht 60 Gräber des Soldatenfriedhofes Dröbnitz 
machen leider einen nur noch mäßig gepflegten Eindruck. 
 

(Fortsetzung S. 10) 
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(Fortsetzung von S. 9) 
 

Man schrieb den 15. Juli 1939, als Erich Redmann, ein Arbeiter des Reichsarbeitsdienstes, im Dröbnitzer 
Moor arbeitete. Er stieß auf ein Stück Fell und versuchte, dieses aus dem Moor zu ziehen. Zwei Beine riss 
er bei diesem Versuch aus ihren Hüftgelenken. Er hatte eine Moorleiche gefunden. Eine der ganz wenigen 
auf ostpreußischem Gebiet. 
 

Bei Wikipedia heißt es hierzu: „Das Mädchen lag ausgestreckt auf dem Rücken und war in einen Pelzum-
hang gewickelt. Sowohl die Leiche als auch der Pelzumhang waren in einem sehr guten Erhaltungszustand. 
Ihre Arme waren über der Brust verschränkt und der Kopf nach rechts gedreht. Die genaueren Umstände 
wie ihre geographische Ausrichtung, die Tiefe oder die Fundschicht ließen sich nicht mehr genau ermit-
teln . . . Als einzige Beigabe wurden Reste eines Kamms gefunden.“ 
 
Spätere Untersuchungen ergaben, dass es sich bei der Moorleiche wohl um eine 15- bis 19-jährige junge 
Frau gehandelt haben muss, die ca. 500 v. Chr. (Hallstattzeit) in das Moor gelangte. Die Todesursache des 
Mädchens von Dröbnitz ließ sich nicht ermitteln, ebenso ließen sich keine Hinweise für eine Tötung fin-
den. Die Tatsache, dass das Mädchen in einen Pelzumhang eingeschlagen wurde und auf dem Rücken ruh-
te, sowie der beigegebene Kamm lassen eine Bestattung wahrscheinlich erscheinen. Betroffen machten ih-
re Mangelernährung und der Befall ihres Darms mit Würmern. Das Leben muss zu jener Zeit furchtbar hart 
gewesen sein. 
 

Die Moorleiche wurde nach Königsberg gebracht und der Altertumsgesellschaft PRUSSIA zur Konservie-
rung übergeben. Doch mit dem Ende des Zweiten Weltkriegs verliert sich leider die Spur des Mädchens 
von Dröbnitz . . .  
 

Mein Vater leistete seinen Reichsarbeitsdienst in Ostpreußen. Er berichtete mir von seiner Arbeit an der 
durch den Versailler Vertrag gezogenen Korridorgrenze. Auch berichtete er mir davon, dass Abend für 
Abend polnische Schmähgesänge mittels Großlautsprecheranlagen über die Grenze nach Ostpreußen über-
tragen wurden. Da Dröbnitz nur gut 15 Kilometer von der damaligen ostpreußisch-polnischen Grenze ent-
fernt lag, und seinerzeit mehr als 600 Reichsarbeitsdienstleistende in Dröbnitz stationiert waren, die umlie-
genden Moore trockenzulegen, würde ich gerne glauben, er sei damals dabei gewesen und habe gemein-
sam mit Erich Redmann das Mädchen von Dröbnitz gefunden. 
 

Als ich in Dröbnitz war, glaubte ich jedenfalls, „den Hauch der Geschichte“ zu spüren – und ich erinnerte 
mich an das Wort von Samuel Butler: „Der Unterschied zwischen Gott und den Historikern besteht haupt-
sächlich darin, dass Gott die Vergangenheit nicht mehr ändern kann.“ 

 

Wilhelm Kreuer 

Deutsche Minderheiten weltweit 

Rumänien und seine deutschen Auswanderer: 

Angebot zur Rückkehr 

 

Wie die Frankfurter Allgemeine Sonntagszeitung meldet, hat Rumäniens Minister für öffentliche Informa�on, Radu Boroianu, den ausgewanderten Deutschen ein Angebot zur 

Rückkehr in das Land Ihrer Vorfahren gemacht: 

 

»Die rumänische Regierung hat allen nach Deutschland ausgewanderten Rumäniendeutschen die Rückkehr in ihre alte Heimat angeboten. Wer nach Rumänien zurückkomme, 

werde sein Haus, seinen Grund und Boden und sein gesamtes Eigentum zurückerhalten [ . . . ] 

„Wir haben den Wunsch, daß möglichst viele Auswanderer zurückkehren.“ Wenn die deutsche Volksgruppe in Rumänien nicht durch Rückwanderer „aufgefrischt“ werde, drohe 

sie ganz zu verschwinden.« 

 

Daß die deutsche Minderheit in Rumänien – vorwiegend Siebenbürger Sachsen und Banater Schwaben – angesichts ihrer Altersstruktur vor erheblichen Problemen steht, ist keine 

Frage: Diese Problema�k stellt sich allen deutschen Minderheiten weltweit. 

 

Wie sich die Eliten des poli�sch und ökonomisch stark gebeutelte Land dies konkret vorstellen, geht aus dieser von dpa übernommenen Kurzmeldung nicht hervor. Dem überwie-

gendem Teil der Ausgewanderten sind sicherlich die bei der Ausreise erlebten Schikanen noch gegenwär�g. Zudem werden die derzei�gen Haus- und Bodeneigentümer ohne die 

Einschaltung des bekannt nicht gerade flo en rumänischen Amtsschimmels auf ihr Besitztum ohne eine saDige Entschädigung schwer verzichten. 

 

Rumänien leidet seit dem Umsturz 1989 an einem kon�nuierlichen Aderlaß jüngerer ArbeitskräDe. Hier sollte die Regierung sich ernsthaD um gut bezahlte Arbeitsplätze küm-

mern. 

 

Wie die zumeist schon betagten deutschen Rückkehrer, soweit sie noch über die entsprechenden Eigentumsnachweise verfügen, den Karren aus dem wirtschaDlichen Schlamassel 

ziehen könnten, den die rumänischen Poli�ker aller Couleur zu verantworten haben, bleibt schleierhaD. 

 

Herbert Karl 



 11 

Impressum 

SPRECHER Herbert Karl:   

0175 9036144 

SPRECHER Vadim Derksen:  

0176 82072670  

STELLV. SPRECHER : 

Mar�na Kempf 

Mar�n Schmidt, MdL  

 

ANSCHRIFT: 

Grösselbergstr. 7  

75331 Engelsbrand 

SPENDEN Sparkasse Pforzheim-Calw I 

BAN: DE33 6665 0085 0008 9636 65  

www.vadm-afd.de 

 

E-Mail: 

kontakt@vadm-afd.de 

Weinempfehlung Buchempfehlung 

HOH(L)SPIEGEL:  

VAdM: Nachrichten und Vermischtes 

Bildnachweis:  

Alle  Bilder und Graphiken stammen aus Privat-

sammlungen  oder von offiziellen AfD-Seiten.   

Red./HK 

Volkstrauertag 2021 

VAdM-Sprecher Vadim Derksen: 

„Die Junge Alterna�ve Berlin mit eini-

gen Mitgliedern der AfD Berlin legten 

heute Kränze und Sträuße nieder im 

Gedenken an die gefallenen Soldaten 

der beiden Weltkriege und der Ver-

triebenen am Friedhof Lilienthalstra-

ße in Neukölln. Ich sprach auch im 

Namen vom VAdM ein Wort zu den 

Vertriebenen und Aussiedlern“ 

Advent 

Es treibt der Wind im Winterwalde 

die Flockenherde wie ein Hirt 
und manche Tanne ahnt wie balde 

sie fromm und lichterheilig wird. 
Und lauscht hinaus: den weißen Wegen 

streckt sie die Zweige hin – bereit 
und wehrt dem Wind und wächst entge-

gen 

der einen Nacht der Herrlichkeit. 

(Rainer Maria Rilke) 


